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Hinweis auf Stammrechtssatz 

GRS wie 2008/08/0153 E 16. März 2011 RS 7 

Stammrechtssatz 

Bei Beurteilung der Weisungsgebundenheit kommt es in erster Linie nicht auf fachliche Weisungen, sondern auf 
die Gebundenheit in Bezug auf Arbeitsort, Arbeitszeit und arbeitsbezogenes Verhalten an. Dies deshalb, weil 
Weisungen in Bezug auf das Arbeitsverfahren in der Realität des Arbeitslebens nicht immer erwartet werden 
können, da sich schon bei einer geringen Qualifikation des Arbeitenden ein gewisser eigener fachlicher 
Entscheidungsbereich findet, der sich mit steigender Qualifikation entsprechend erweitert (Hinweis E 
17.12.2002, 99/08/0102; E 25.4.2007, 2005/08/0137). Das Fehlen von Weisungen in Bezug auf das 
Arbeitsverfahren spricht daher für sich genommen nicht gegen eine Beschäftigung in persönlicher und 
wirtschaftlicher Abhängigkeit (Hinweis E 22. Dezember 2009, 2006/08/0333). Im Übrigen ist es aber gerade bei 
leitenden Angestellten häufig der Fall, dass eine Überwachung im Sinne des Weisungs- und Kontrollrechtes des 
Dienstgebers von diesem nicht stets nach außen erkennbar ausgeübt wird. In diesem Fall muss aber für den 
Arbeitgeber zumindest die Möglichkeit der Ausübung des Weisungs- und Kontrollrechtes bestanden haben (vgl. 
das hg Erkenntnis vom 21. November 2007, 2005/08/0051, zur "stillen Autorität"). 


